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.LPD 
 REPUBLIK ÖSTERREICH 

LANDESPOLIZEIDIREKTION NIEDERÖSTERREICH 

 

 

GZ: VStV/924300000223/2024 St.Pölten, 05.09.2024 

Bearbeiter/in: Can Morkoc, 
LPD 
Neue Herrengasse 15 
1001 St.Pölten 
Österreich 
 
Tel: +43 1 5332555-0 
 
Sicherheitsbehörde: Niederösterreich LPD 

 

 

 

 

Straferkenntnis 

Spruch 

 

1.  

 

Datum/Zeit:  05.09.2024, 09:00 Uhr    

Ort:  1030 Wien, Leberstraße 22 
 

keine Zuständigkeit der LPD 

2.  

 

Datum/Zeit:  05.09.2024, 09:00 Uhr    

Ort:  1010 Wien, Kliebergasse 22 
 

 

 

Sie haben dadurch folgende Rechtsvorschrift(en) verletzt: 

1.  § 12 Abs. 1 Ziffer 2 i.V.m. § 3a Abs. 2 Zif. 1 Bienenseuchengesetz 

2.   
 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung(en) wird (werden) über Sie folgende Strafe(n) verhängt:  

Retouren an: LPD Niederösterreich LPD 
Neue Herrengasse 15, 1001 St.Pölten 

 

Herr 
Roman TEST 
Berggasse 43/35 
1090 Wien,Alsergrund 
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Geldstrafe von falls diese uneinbringlich ist, 

Ersatzfreiheitsstrafe von 

Freiheitsstrafe von Gemäß  

1. eingestellt 

 

      eingestellt Einstellen § 45 Abs. 1 Z 3 VStG 

2. € 200,00 

 

       § 12 Abs. 1 Bienenseuchengesetz, 

BGBl.Nr. 290/1988 i.d.g.F. 

Weitere Verfügungen (zB Verfallsausspruch, Anrechnung von Vorhaft):  
 

      

Ferner haben Sie gemäß § 64 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - VStG zu zahlen: 

€ 130,00 als Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens, das sind 10% der Strafe, jedoch mindestens € 10,00 

für jedes Delikt (je ein Tag Freiheitsstrafe wird gleich € 100,00 angerechnet). 

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) beträgt daher 

€ 330,00 

 

Zahlungsfrist: 

Wird keine Beschwerde erhoben, so ist dieses Straferkenntnis sofort vollstreckbar. Der Gesamtbetrag (Strafe, 

Kosten, Barauslagen) ist sodann binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft des Straferkenntnisses 

entweder zu überweisen oder einzuzahlen. Bitte beachten Sie, dass die Einzahlung nur bei korrekter Angabe der 

Zahlungsreferenz zugeordnet werden kann.  

Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann der Gesamtbetrag eingemahnt werden. In diesem Fall ist ein 

pauschalierter Kostenbeitrag in der Höhe von € 5,00 zu entrichten. Erfolgt dennoch keine Zahlung wird der 

ausstehende Betrag vollstreckt und im Fall seiner Uneinbringlichkeit die diesem Betrag entsprechende 

Ersatzfreiheitsstrafe vollzogen. 

Begründung 

[TextHierEingeben] 

Rechtsmittelbelehrung 

Sie haben das Recht, gegen diesen Bescheid Beschwerde zu erheben. 

Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. Das heißt, der Bescheid 

kann bis zur abschließenden Entscheidung nicht vollstreckt werden. 

Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung des Bescheides schriftlich bei uns 

einzubringen. Die Beschwerde hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die Behörde, die den 

Bescheid erlassen hat, zu bezeichnen. Weiters hat die Beschwerde die Gründe, auf die sich die 

Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren und die Angaben, die erforderlich sind, um zu 

beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu enthalten. 
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Sie haben das Recht, in der Beschwerde zu beantragen, dass eine öffentliche mündliche Verhandlung 

durchgeführt wird. Bitte beachten Sie, dass Sie, falls die Behörde von der Erlassung einer 

Beschwerdevorentscheidung absieht, auf Ihr Recht auf Durchführung einer Verhandlung verzichten, 

wenn Sie in der Beschwerde keinen solchen Antrag stellen. 

Sie haben auch das Recht, einen Antrag auf Bewilligung einer Verfahrenshilfe zu stellen. Voraussetzung 

ist, dass die Partei außerstande ist, die Kosten der Führung des Verfahrens ohne Beeinträchtigung des 

notwendigen Unterhalts zu bestreiten und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 

nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint. 

Der Antrag auf Verfahrenshilfe (Beigabe eines Verfahrenshilfeverteidigers/einer 

Verfahrenshilfeverteidigerin) ist schriftlich zu stellen und ist bis zur Vorlage der Beschwerde bei der 

Behörde, ab Vorlage der Beschwerde beim Verwaltungsgericht einzubringen. Für Verfahren über 

Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG ist der Antrag unmittelbar beim Verwaltungsgericht 

einzubringen. In dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe ist die Rechtssache bestimmt zu 

bezeichnen, für die die Bewilligung der Verfahrenshilfe begehrt wird. 

Falls Sie innerhalb der Beschwerdefrist die Bewilligung einer Verfahrenshilfe beantragen, so beginnt für 

Sie die Beschwerdefrist mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss über die Bestellung des 

Rechtsanwaltes/der Rechtsanwältin zum Vertreter/zur Vertreterin und der anzufechtende Bescheid 

diesem/dieser zugestellt sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Beigebung eines Verteidigers/einer 

Verteidigerin abgewiesen, so beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden 

Beschlusses an Sie zu laufen. 

Die Beschwerde kann in jeder technisch möglichen Form übermittelt werden, mit E-Mail jedoch nur insoweit, 

als für den elektronischen Verkehr nicht besondere Übermittlungsformen vorgesehen sind. 

Sie haben auch die Möglichkeit, die Beschwerde über das Internet mit Hilfe eines Web-Formulars 
einzubringen (/MMENVBAY). Bitte beachten Sie, dass dies derzeit die einzige Form ist, mit der Sie eine 
beweiskräftige Zustellbestätigung erhalten. 
 

 

 

Technische Voraussetzungen oder organisatorische Beschränkungen des elektronischen Verkehrs sind im 

Internet unter http://www.polizei.gv.at/alle/e_mail.aspx bekanntgemacht. 

Bitte beachten Sie, dass der Absender/die Absenderin die mit jeder Übermittlungsart verbundenen 

Risiken (zB Übertragungsverlust, Verlust des Schriftstückes) trägt. 

 

Hinweis: Die Einbringung eines Rechtsmittels in telefonischer Form ist nicht zulässig. 

 

 
 

 

 

 

 

elektronisch gefertigt 

 

 
Can Morkoc, 
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